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Beettice Hendrich

Die Neugestaltung nichtchristlichen Religionsunterrichts
als Chance gesellschaftlicher Partizipation

Die öffen tliche Disku ssion , besser gesagt: die Erregung über die Einfiihrung eines nich t­

christlichen Religionsunterrichts an öffentlichen Schulen in Deutschland ist so alt wie das
gesamte Thema 'Castarbeit' .' Verdient der nichtchristliche Religion sunt erricht seine Legiti­

mation dabe i zum einen nahe zu ausschließlich im Hinblick auf seine Fun ktion der 'Gefahren­

abwehr' (vor den sub versiven Inh alten der Korankurse), so dient das Them a zum and eren

den beteiligten Parteien und Gruppen als Instrument zur Ausübung kultureller Hegemonie

gegenüber jeweils der Gruppe, die sich weniger laut stark äuße rn kann . Dies gilt nicht nur im
Verhältnis zwischen 'chri stlicher Kultur' und 'islamischer Kultur' , sondern z.B. auch inner­

halb muslimischer Gemeinden, von den en sich die eine jeweils als 'vertretungsberechtigter'

als die andere sieht. Die eigen tlich Betroffenen, die Kind er und Jugendlichen nicht ch ristliehen
Glaubens, kommen nicht zu Wort. Weiterhin wird der nicht ch ristliche Religionsu nterricht ,

insbesondere der muslimische, zu häufig als ein Sonderfall diskutiert, statt üb er eine neue
Gesamtkon zeptio n des Religionsunterrichts nachzudenken, die den Bedürfnissen aller Schü­

ler entsprechen würde. Der steigende Ant eil religiös nicht gebundener Schüler, die Wiederbe­

lebung der jüdischen Gemeinde durch die Migration aus Osteuropa und Russland (vgl. Internet

1) sowie das Anwachsen kleinerer Religionsgemein schaft en (wie z.B. die altkatholische oder
die buddhistische) erfordern die Schaffung eines pluralen Gesamtkonzepts.

Dieser Essay will nicht ein weiteres Mal die verschiedenen Mod elle des nicht chri stliehen

Religionsunterrichts darstellen, sondern zur Strukturierung der Diskussion durch die Bereit­
stellung einiger Eckpunkte beit ragen und nach den Hilfestellungen fragen, die ein bekenntnis­

orientierter Unterricht unter dem Dach der Schule den Schül ern für ein selbstb ewusstes Le­
ben in Deutschland bieten kann . Bevor ich zu den Eckpunkten der Diskussion komme, die

ich in insgesamt sieben Gegensat zpaaren zusammengefaßt habe , folgen zunächst einige ein­

leitend e Ausfiihrung en über die rechtl ichen Grundlagen der Einfiihrung eines nicht chri stliehen

Religionsunterricht s an deutschen Schulen.

Rechtliche Grundlagen

Obwohl die Auseinandersetzung um die Erteilung eines bestimmten Religionsunterrichts häufig

den Rechtsweg nimmt und man deshalb das grundlegende Problem leicht in einer rechtli ­
chen Benachteiligun g nichtchristlicher Gemeinden verm uten könnt e, ist die rechtliche Aus­

gangslage für diese Gemeinschaften grundsätzlich eher günstig , da auch sie von den Grund­
rechten aus Art. 4 GG (Religionsfreiheit und freie Religionsausübung) und Art. 7 Abs. 3 GG

(Garant ie des Religionsunterricht s an öffentlichen Schulen) profitieren (vgl. Heckel 2001: I04f ).
Der Religionsunterricht wird (als ordentliches Unterrichtsfach) nach Art . 7 Abs. 3 Satz 2 GG

»in Übere instimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaft" erteilt. Diese Religi­
onsgemeinschaft benötigt weder den Statu s einer Körperschaft des Ö ffentlichen Rechts no ch
den eines eingetrag enen Vereins , allerdings führt die Schwierigkeit, einde utig juristisch zu
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definieren, was eine Religionsgemeinschaft ist, dazu, einen Teil der Auseinandersetzung um

die Erteilung des Unterrichts auf den Streit um die Definition zu verlagern. Für die Länder

Berlin und Bremen gilt nach Art. 141 GG eine andere Regelung, die sowohl der Landes­

gesetzgebung als auch den Religionsgemeinschaften einen größeren Spielraum er öffnet, wo­

durch es in Berlin z.B. zu einer Unterrichtsgenehmigung sowohl für die sunnitische Islami­

sche Föderation Berlin (IFB) als auch für das Anatolisch-alevitische Kulturzentrum (AAKM)

kommen konnte.

Eine Religionsgemeinschaft wird nicht durch ihre "zahlenmäßige Stärke oder soziale Re­

levanz" definiert (Internet 2), sie muss sich allerdings von einem nur religiös orientierten

Verein durch den dauerhaften Zusammenschluss von Personen, den religiösen Konsens der

Gemeinsc haft und die umfassende Bezeugung des Konsenses unterscheiden, sowie auf die

Gesta ltung der gesamten Lebenswelt der Gläubigen abzielen, und nicht nur auf die Regelung

bestimmt er Aspekte.

Um als Träge rin des Religionsunt errichts in Frage zu kommen, muss die Gemeinschaft

eine "hinreichend klare O rganisationsstruk tur" (ebd .) besitzen und die Umsetzung und Ein­

haltung der Vorgaben du rch die Schulverwaltu ng und die Kult usbehörde gewährleisten kön­

nen. Unterschied lich beantwortet wird die Frage, woraus sich die Vertretungsberechtigung

eine r Gem einschaft ableiten lässt, da der Gesetzgeber hinsichtl ich der Stru ktur einer Religi­

onsgemei nschaft vom Modell der deutschen Amt skirchen ausging, ande re Religio nen aber ­

u.a. der sunnit ische Islam - weder über eine geistliche H ierarchie noch über die Tradition

einer schrift lich fixierten Mitgliedsc haft verfügen. Andererseits handelt es sich bei dem Religion s­

unt erricht aus Art . 7 GG um einen konfessio nellen Religionsunterricht, so dass auch inner­

ha lb einer großen Religion mehrere Religio nsgemeinschaften mit einem jeweils eigenen An­

spruch auf Gestaltung des Unterrichts existieren können (Internet 3). Da Bildung Länder­

sache ist, existiert gegenwärtig eine Vielzahl von Formen und Modellversuchen, die sich

irgendwie unter das Label "nichtchristlicher Religionsunterricht an öffentlichen Schulen"

zusammenfassen lassen, oft jedoch keine Umsetzung des grundgesetzlich garantierten Religions­

unte rrichts darstellen.

Eckpunkte der politischen und inhaltl ichen Diskussion

Im Folgenden werden jeweils zwei Eckpunkte gegenübergestellt, die die beiden Pole einer

Reihe möglicher Antwo rten auf eine bestimmte Frage innerhalb de r Diskussion um den

Religionsunterricht ma rkieren . Ich werde die Pole jeweils kurz beschreiben, ggf Beispiele aus

dem bisherige n U mgang mit der Frage aufführen und zu letzt eine persönliche Wertung der

Position en vo rne hmen.

l . Ersatzlose A ufhebung von Religionsunterricht und Religionskunde vs. Kon fession eller

Religionsunterricht tiir alle und ersatzweise Ethikunterricht
Die se Frage bzw. der en Beant wortung mu ss natürlic h am Beginn jeder Diskussion um die

Zukunft des Religionsunterrichts stehen: Religion als schulisches Thema , ja oder nein? "Er­

satzlose Aufhe bung" würde bedeuten, dass in der Tat Religion weder als Glaubenslehre noch

als Religionswissenschaft einen eigenen Platz im C urric ulum fände , Sie fände höchstens dort
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Erwähnung, wo es sich aus inhaltlichen Gründen gar nicht vermeiden ließe, z.B. in einer

Unterrichtseinheit über den Dreißigj ährigen Krieg. Diese Situation ist in keinem Bundesland

vorgesehen, wie das Beispiel der Einrichtung eines Faches wie "Lebensgestaltung-Ethik-Religions­

kunde" (LER) in Brandenburg zeigt. Auch entspricht sie nicht dem Selbstverständnis eines

säkularen - nicht 'laizistischen'! - Staates:

"D er Staat hat sich zu r Neutralität im Blick auf Religio nen un d Weltanschauungen verpflichtet. Zur
gleich en Zeit ist es die Aufgabe des Staates, einen Raum zu schaffen, um po sitive Religionsfreiheit zu
gewährle isten und eben so die Freiheit für religiöse Vereinigungen. (...) [An. 7 Abs. 3 GG; Anm . d. Verf.]
bedeutet, dass die Schaffung von Bedingungen fiir Religionsunt erricht eine Aufga be und eine Angele­
gen heit des Staates ist, wie für jedes andere ordentliche Schulfach im öffent lichen Bildungswesen auch "
(Int ernet 4).

Diese Situ ation existiert aber de facto für alle jene Schüler, die kein ihrer religiösen Überzeu­

gung entsprechendes Unterrichtsangebot vorfinden, sei es, dass sie kein e (konfessionelle)

Glaubenslehre wünschen, sei es, dass sie keiner der vertretenen Glaubensgemeinschaften an­

gehö ren.

Den anderen Pol der Skala bild et die zwangsweise Teilnahme an einem benot eten, ko nfes­

sion ellen Religionsunterricht (Glaubenslehre) mit der Ausweichmöglichkeit des Ethikunter­

richts2 für nicht 'zu zuordnende' Schüler. Die se Situation existiert heute überall dort, wo ein

oder zwei Religionsgemeinschaften Unterricht anbieten (in der Regel evangelischer und ka­

tholischer Religion sunterricht) und die nichtteilnehmenden Schüler aus Gründen der Auf:

sieht oder um ihnen tatsächlich eine Wert eorientierung zu geben, sich zwangsweise im Ethik­

oder Philosophieunterr icht wiederfinden. Diese Regelung ist aus verschiedenen Gründen

unbefriedigend: Erst ens wird die verfassungsre ch tlich e Gewähr des Religionsunterrichts bei

Beibehaltung des (in den alten Bundesländern) 'althergebrachten' Systems für immer mehr

Schüler keine Umsetzung finden, zweitens sollte man sich keinen Illusionen hins ichtlich der

Werteneutralität und der Möglichkeiten von Ethikunterricht hingeben: So päd agogisch inte­

ressant und anspruchsvoll es ist, mit einer Gruppe von Kindern unterschiedlicher kultureller

Backgrounds über Werte zu diskutieren und nach Wegen des gedeihlichen Zusammenlebens

in Deutschland zu suchen, so wenig ist solch eine Veransta ltung geeignet, notenrelevante

Leistungen der Schül er ermitteln zu können .' Auch der Philosophieunterricht beruht ' natür­

lich ' auf dem 'abendländischen' Kanon (vgl. Wehner 2001: 74).

2. Interkulturelle Religionskunde vs. Kon fessioneller Religionsunterricht
Entscheidet man sich dafiir, Religion in der Schule einen Raum zu geben, so muss die nächs­

te Frage lauten: Einheitliche, staatl ich verantwortete Religionskunde für alle Schüler od er

konfessionelle Glaubenslehre für jeden Bedarf? Für die Religionskunde spricht einiges: Sie

könnte eine zeitgemäße Reakt ion sein auf die Tatsache, dass wir in einem säkularen Staat und

in einer modernen, pluralen Gesellschaft leben: Glaubenslehre ist strikt als Privatsache zu

betrachten und gehört zur Freizeitgestaltung des Individuums. Um interkulturelle Verständi­

gung zu fordern, wird den Schülern im Klassenver band Information über Geschichte und

Inhalte einzelner Religionen geboten.

Gegen das ausschließliche Angebot von ' Religionskunde spri cht erstens ein pragmatisch­

rechtlicher Grund: Die Abschaffung des kon fession ellen Religionsunterrichts wäre nur mit-
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tels einer Verfassungsänderung möglich, die auf die erbitterte Gegenwehr der etablierten
Religionsgemeinschaften stoßen und somit gesellschaftlich noch auf lange Zeit hin nicht
durchsetzbar sein wird. Während man sich an dieser kräftezehrenden Auseinandersetzung
beteiligt, bleibt die konkrete Ausgestaltung des nichtchristliehen Religionsunterrichts jenen
Interessengruppen überlassen, die die lauteste Propaganda machen und sich am besten den
verwaltungsrechtlichen Bedingungen anpassen können (wie die z.B. IFB), oder aber staatli­
chen Instanzen . Dann kommt es z.B. zu einem staatlichen Islamunterricht wie in Bayern, der
rechtlich und inhaltlich zu kritisieren wäre, sich aber offensichtlich in der bayerischen Schul­
gesetzgebung verfestigt hat:'.

Pädagogisch wäre zu kritisieren , dass ein nur auf kognitive Fähigkeiten abgestimmter
religionskund licher Unterricht die Chance vergibt, Emotionen und unmittelbarer Betroffen­
heit in der Schule Raum zu geben. In der "angewendeten Korrelationsdidaktik" im Religions­
unterricht hingegen werden "Situation und Lebenswelt der Menschen (...) mit den religiösen
bzw. theologischen Glaubensaussagen" (Siedler2001: 110)verschränkt. Das Hamburger Modell
"Religionsun terrich t für alle" bezieht emo tionale Inhalte und weltanschauliche Positione n
bewusst in den Unterricht ein und könnte somit eine Kompromisslösung darstellen (vgl.
Weiße 2000). Problematisch bleibt auch hier. Die (nicht thematisierte!) Ethnozentriertheit
der vermittelten Positione n und die Nicht-Umsetzbarkeit in anderen Bundesländern. Die Nicht­

Teilnahme jüdischer und kathol ischer Kinder verweist ebenfalls auf Schwächen des Mode lls.
Auf die praktischen Schwierigkeiten schließlich, in einem staatl ich organisierten religions­
kundliehen Unterricht ('Unterweisung') Glaubenspositionen zu erläutern und dabei eine
inha ltliche Abgrenzung zum konfessionellen Religionsunterricht herzustellen, verweisen

Gottwald (2001) und Siedler (2001).
Ein bedeut samer Einwand gegen den konfessionellen Religionsunterrich t ist sicherlich die

Befürchtung, dass dieser integrationshemmend, wenn nicht sogar abgrenzungsfördernd wir­
ken könnte. Ob diese Befürchtung Realität wird, hängt von der Intention ab, aus der heraus
der Unterricht erteilt wird und von der praktischen Umsetzung des Religionsunterrichts an
einer Schule oder in einem Schulbezirk. Konfessioneller Unterricht muss immer den inter­
religiösen Dialog, den Aspekt der 'Einheit in Vielfalt' aller Schüler einer Schule beinhalten.
Dazu mehr unter 6. und 7.

3. Bundesweit einheitliche rech tliche Regelung vs. rechtliche Einzelregelung (eui'Lendes- bzw.

kommunaler Ebene)

Eine einheitliche rechtliche Regelung in allen Bundesländern ist gleichermaßen wünschens­
wert wie illusorisch. Illusorisch bleibt sie, solange 'Bildung' in Deutschland ganz allgemein
nicht nur Ländersache ist, sondern auch jeder Landesregierung als geeignetes Feld ideolog i­
scher Position ierung erscheint. Wünschenswert wäre sie, weil damit dem nichtchristliehen
Religionsunte rricht endlich der Anschein des Exotischen geno mmen und durch eine verwal­
tungs- und schulrechtliche Gesamtregelung die Gleichwertigkeit jeder Konfession (und selbst­
verständ lich auch einer areligiösen Haltu ng) deutlich gemacht werden würde. Diese Gleich­
stellung würde den Schülern und Eltern mit Migrationshin tergrund ein Stück Sicherheit hin­
sichtl ich ihrer rechtlichen und gerade dadurch auch kulturellen Einbettung in Deutschland
geben, sowie eine angemessene Reaktion auf die Tatsache darstellen, dass die christlichen



380 Bestticc Hendrich

Religions gemeinschaften ihre dem ographi sche Hegemonie in Deutschland nach und nac h

verlieren .

4. Bundesweit einh eitliche inhaltliche Regelung vs. Orientierung an lokalen Bedürfnissen
Die inhaltl iche Regelung ist unter zwei Aspekten zu betrachten: Einmal geht es um eine in­

haltliche Ausgestaltu ng im weiteren Sinne und damit in direktem Zusammenhang stehend

um die didaktisch e Form. "Im weiteren Sinn e" heißt hie r, grundsatzartige Vorgaben zu ma­

chen, wie: "de r Religionsunterrich t un terstützt die Identitätsbi ldung der Schüler durch die

Auseinandersetzung mit dem eigenen ku ltu rellen Hintergrund bei gleichzeitiger Beachtung

der int erreligiösen Perspektive"; "Lehrinhalte un d Wertungen verstoßen an keiner Stelle ge­

gen Menschenrechte"; "de r Unterricht geht von der Lebenswirklichkeit der Schü ler in Deutsch­

land aus" usw. Solche Grundsätze existieren für die verschiedenen Form en und Mod elle von

Religionsunterricht und könnten mit der Zeit durc h bundesweite, int erreligiöse Konferenzen

angeglichen werden (mit dem Ziel, für Lehrer und Schü ler Übersichtlichkeit, sogar eine Art

'corporate identity' , nic ht aber eine 'Homogenisierung des Denkens', herzustellen). Gleiche s

gilt für die Erarbeitung eines did akt isch en Konzepts, das dri ngend nötig ist, um die vo n

Gottwald (2001: 87) beschriebene, unbefriedigend e Lage langfristig zu verbessern:

"Es gibt bislang keine Planung für eine wissenschaftliche Ausbildung von Lehrer/innen für dieses Fach
[islamischer Religionsunterricht; Anm. d. Verf.] an deutschen Hochschulen, wie sie für die verschiede­
nen Formen des konfessionell gebundenen Religionsunterrichts selbstverständlich existiert und wie sie
!Ur alle Unterrichtsfächer gefordert wird, um die pädagogische Qualität und die bildungsmäßige Rele­
vanz des Unterrichts sicherzustellen."

In haltliche Ausgestaltung im engeren Sinne bedeu tet, sowohl das Angebot an die einzelne n

Konfession en, Unterrich t zu veranstalten, als auch die Themenkreise und deren Ausgestal­

tung ganz eng an den Bedürfnissen der Schü ler zu orien tieren: Welche Religion sgemeinschaf­

ten sind im Einzugs bereich einer Sch ule oder einer Kommun e vert reten und wie ist die kon­

krete soz io-ä kono misch e Lage der Schü ler und ihrer Fami lien? Beide Aspekte können sich

bereits inn erhalb einer Stad t ganz unterschiedlich konkretisieren, regional sind sie stets unter­

schiedlich ausgeprägt. An ihn en vorbei zu planen, wird zu wenigstens unb efried igend en Er­

gebn issen in der Durchführu ng des Religionsunterrichts füh ren,

5. Staatlich veran rworrere Unterweisung 1'5. Religionsgemeinschaft als elleinverentwortliche
Trägerin

Diese Frage gehört zu den dominierenden Themen der Diskussion . Fü r den staa tlich verant ­

wo rteten Unterricht spricht der pragmatische Aspekt: Wenigstens inne rha lb eines Bundeslan­

des könnte der Unterricht kurzfri stig wissenschaft lich vor bereitet, rechtlich ausgestaltet und

den Schulen zur Du rch führung übertragen werden . Auch der Streit um die Definition von

'vertretungsberechtigter Religionsgemeinsch aft' un d die Sorge, der Unterricht könnte in fal­

sch e H ände geraten, wären damit vom Tisch.5

Gegen die alleinige Verantw ortu ng des Staates spri cht einiges: Bei diesem Unterricht könnt e

es sich aus verfassungsrec htlic hen Gründen natürlich nur um 'Religionskunde' , 'U nterwei­

sung' , inklusive aller damit verbun denen Schwierigkeiten handeln (s.o). Der nichtchristliche

Religionsunt errich t wird dan n zwangsläufig Gegenstand von (Verfassungs-)KIagen, eingereicht
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du rch sich diskrimin iert sehende Religionsg emeinschaften. So würden die Gerichte ein wei­
teres Mal zu Orten, an denen wider Willen Recht und Politik gestalte t werden, was doch

sonst stets öffentlich beklagt wird.
Aus gesellschaftspolitischen Gründen sollte es selbstverständlich sein, die in Deutsch land

vertretenen Religionsgemeins chaften gleich zu behand eln. Das Argum ent, der Staat finde keinen
Ansprechpartner, hat natürlich seine Wurzeln in der Tat sache, dass die Glaubenslandschaft

in Deu tschland in den letzten Jahrzehnten stets in Bewegung war (und bleiben wird) und die

neuen Religionsgemeinschaften Zeit brauchen, um zu einem adäq uaten Selbstverständnis bzw.
zu einer adäquaten Struktur zu gelangen. Im Falle des sunnitischen Islam bed eutet das, dass

eine nichttraditionelle Struktur, nämlich das deutsche Verständnis von 'Verein' oder 'O rgan i­

satio n' übernommen werden mü ssen, um überhaupt mit dem Staat ins Gespräch kommen zu
können . Dieses de facto existierende Problem, ebenso wie unvermeidb are Machtkämpfe

zwischen verschiedenen Organisationen, dürfen jedoch nicht als Ausrede missbraucht wer­
den, die Gest altung des Religion sunt errichts zu verzögern. Bei ausreichendem politischen

Willen (und der ist hier ent scheidend!) können die organisato rischen Anforderungen an ei­
nen Dialogpartner so niedrig gehalten werden, dass zumindest ein Dialog eröffnet werden

kann . Dann kann und muss es zu einer ehrlichen, offensiven Auseinandersetzung üb er die

Vorstellungen beider Seiten kommen. Im übrigen sind an dieser Stelle die Angehörigen einer

Glaubensri chtung gefordert, denen, die sie vertreten wollen, genau auf die Finger zu sehen
bzw. die Inhalte selbst mitzugestalten. Ab er auch diese Einb indung der nichtchristliehen

Bevölkerung in den Prozess muss politisch gewollt sein. Im Verlauf des Dialogs wird sich
dann ohnehin zeigen, welche Organ isation ein dauerhaftes Intere sse an einem von ihr verant­

worteten Religionsunterricht hat. Nicht jeder, der am Anfang mitreden will, wird arn Ende

noch dabei sein.
Selbstverständlich und rechtli ch unproblematisch ist die Erteilung des Unterrichts durch

konfessi onell verschiedene Gruppen einer Glaubensgemeinschaft:

"Rcligionsunterricht nach An. 7 Abs. 3 GG ist konfessionsgebunden; es gibt also keinen 'christlichen
Religionsunrerrichr' , sondern evangelischen oder römisch-katholi schen. Deshalb ist auch für einen isla­
mischen Religionsunterricht zu berücksichtigen, dass der Islam unters chiedl iche Denominationen hat"
(Internet 3).

Kleine Gemeinschaften müs sen sich zusammenschließen (vgl. Internet 5), wobei es schwierig

ist, die Bezeichnung 'Konfession' auf nichtchristliche Glaubensrichtungen anzuwenden, um
eventuell 'berechtigte Gemeinschaften' von 'Splitt ergruppen' unterscheiden zu können." Auch

hier hilft nur der direkte Dialog unter wissenschaftlicher Begleitung .

6. Anbindung an den .xn utte rsprecblichen Ergänzungsunterricht" ('Heimatkunde') vs. Unter-

richtssprache Deutsch
Die Verknüpfung des muttersprachlichen Ergänzungsunterrichts (MEU) mit religiöser Un­

terweisung ist wohl die älteste Form, in der an deutschen Schulen Islam gelehrt wird. Die
Argumente gegen diese Form des Unterrichts sind zahlreich und ergeben sich zum Teil bereits

aus dem bisher Dargestellten, ihre Abschaffung ist deshalb wünschenswert (vgl. Müller 2001:
I69f.). Eine derartige Verknüpfung, ja Gleichsetzung von Religion und Sprache, mag zu Be­

ginn der Arbeit smigration nach Deutschland ihre Berechtigung gehabt haben, als man noch
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von einer ' Rückkeh r' der Kinder in ihre 'Heimat' ausging und der größte Teil der Muslime in

Deutschland aus der Türkei kam. Aber auch damals schon hat man ignoriert, dass ein bedeu­

ten der Teil der Arbeitsmigranten aus kurdischsprachigen oder alevitischen Region en in der

Türkei stammten un d die deutsche Schule somit das Türkifiz ierungs- und Sun nitis ierungspro jekt

des tü rkisch en Staa tes perp etu ierte. Auc h hatten die Lehrer aus der Türkei oder Ägypten

keinen Bezug zur Leben swirklichkeit der Schü ler in Deut schlan d. Türkisch- ode r Arabisch­

un terrich t" sowie Religionsunt erri cht müs sen als or de ntlic hes Fach vo n qu alifiziert en

LehrerInnen erteilt werden, Religionsunterri cht ausschließ lich auf Deutsch.

,,'Wir leben in Deutschlan d und müssen unsere Religion in Deutsch lernen, damit wir auch mit anderen
Schülern darüber reden könne n.' So einfach könne n die Schü ler/innen selbst den integrati ven Effekt
der deutschen Unterrichtssprache erklären. Sie erleichtert ihn en den Austausch über ihren Glauben mit
den deutschen Mitsc hüle r/innen. Damit werden Voraussetzungen für interrel igiöse Begegnung en und
interreligiös es Lernen geschaffen" (Siedler 2001: I03f.).

ZU ergänzen wäre, dass die Zahl der nichtchristliehen Kind er mit deutscher Muttersprache

natürlich im Steigen begriffen ist.

Auf die praktischen Probl eme des Deut schen als Unterrichtssprache im Religion sunterricht

verweist Kiefer (2001): Zum einen gilt es, religiöse Termini adäquat ins Deutsche zu überset­

zen und/oder eine Aussprache derselben zu normieren, die die Sprec her der untersc hiedli­

chen H erkunftssprachen innerhalb einer Un terrichtsk lasse zufrieden stellt." Zudem sind die

Deut schkenntnisse der Grundschü ler zu Beginn zu gering, um Religion sun terricht du rchge­

hend in Deutsch abzuhalten, wob ei dieses Problem "sich nicht im Rahmen der Islamischen
Unterweisung [Herv. i. 0 .]" (ebd .: 63) beseitigen lässt.

Der Vorteil eines auf Deut sch abgehaltenen Religionsunterrichts liegt m.E. auch darin,

dass er nationalitätenübergreifend erfolgt. Dadurch kann der Themenkomplex "Nation{alismus)

und Religion" ganz praxi snah erörtert werden: Die Schüler lerne n den Pluralismu s ihrer eige­

nen Religion kenn en (römisch-kat holische Kinder aus Deut schland un d Kroatien, sunn itische

Kinder aus Bosnien und Ind onesien), was zu einer Reflexio n und Aufarb eitung der ethn isch

und religiös pluralen Verhältnisse in Deutschl and füh ren kann. Im Rahm en des mu slimisch en

Religionsunterrichts dürfte das Th ema "Fra u im Islam " durch die Beachtung dieser Perspek­

tive zu einigen un erwarteten Erkenntnissen führen.

7. Bewahrung von Traditionen und Werten der Eltem/Riickkehrcrvorbeteitung vs. Ausein -
andersetzung mit der kulturellen Um welt/Hilfen zur Identitätsbildung

Bilden rechtl iche un d organ isatorisch e Rahmenb edingungen auch un abdingbare Vorausset­

zungen für eine befiiedigend e Gestaltung des konfessio nellen Religion sunterrichts, so mu ss

sich m.E . die Di skussion gan z wesentlich um die 'Sinn frage' drehen. ·Waru m überh au pt

Religionsunterricht, mit welchem Ziel und mit welchem Nutzen für die Schüler, die Eltern

und die Gesellschaft? In einer Gesellschaft, die durch das Thema Religion en tscheidend ge­

prägt ist - unabhängig davon, ob es um Kirchen austri tt e, Beteiligun g der Religion sgemein­

schaften an der politischen Diskussion oder die 'Bedro hung der abendländischen Kultur'

geht - , ist die Thematisieru ng des religiösen Selbstverständnisses von Kindern und Jug endl i­

chen eine Möglichkeit, sich mit der eigenen Identität und der der Familie auseinander zu

setzen . und sich im Verhältnis zur Umgebung zu positionieren.
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Der Religionsunterricht der Zukunft mus s m.E. zweigleisig fahren: Als konfessio neller

Unterricht kann er den Schülern nicht nur Details der Glaubenslehre vermitt eln, die in der

Religionskunde entweder nicht aufdem Lehrplan stehen oder den meisten Mit schü lern schlicht

zu langweilig wären. Er bietet darüber hinaus den Schü lern einen Raum, sich mit sich selbst

(und dem Lehrer als Vertreter dieses Glaubens!) auseinander zu setzen und Positionen zu

erarbei ten. Die Fäh igkeit zum Dial og mit anderen Religionen und zur Ane rkenn ung der

Gleichwerti gkeit , die auf dem eigenen Selbstbewusstsein beruht, sind das übergreifende Lern­

ziel für den Un terricht aller Klassen. Die Ausgestaltung der religiö sen Feiertage un d die Ar­

beit an gemeinsamen Schwerpunktthem en oder Projekt en ist int egraler Bestan dteil die ses

Unterrichts; die inhaltliche Verne tzung des Religionsun terricht s mit anderen Fächern scheint

in diesem Zu samm enhang ebe nfalls sinnvo ll (Siedler 200 I: 113). Das setz t natü rlich eine

ent sprechende Ausbildung der Lehrcrlnnen voraus. Im Gegensatz zum Eltern- und 'Rückkehrer'­

orienti erten Unterricht mus s der Religionsuntenicht der Zukunft die Bedürfnisse der Schüler

un d den Wandel der Bedürfnisse zur Leitfunktion erh eben. Aus dieser Perspektive können

dann auch Kultu r und He imat der Vor fahr en erörtert werden, aber nicht mehr als zu errei­

chendes Idea l, son dern als Hilfe zum Verständnis der eigenen Iden tität. Nicht die Abgren­

zung un d Ausgrenzung von muslimis chen/deutschen/a theistische n Kindern ist das Ziel des

Unte rrichts , son dern das Erarbe iten von Wegen des Sich-Einb ringe ns in die Gesellschaft.

Fazit

Der Religionsunterricht in Deutschland sollte insgesamt neu strukturiert werden: Die (religi­

ös) plura le Gesta lt der heut igen Gesellschaft macht es erforderlich, int eressierten Gruppen

die Mög lichkeit des selbstverantworteten konfessionellen Religionsunte rrichts zu eröffnen

bzw. für nicht religiös gebundene Schü ler ein wirklich gleichwe rtiges Fach zu schaffen (kein

Ersatzunterricht!). Die Ansiedlung dieser Fächer unter einem rechtlichen Dach und die in­

haltli che Umsetzu ng mit dem Ziel, die Autonomi e des Individuums und den gesellschaftli­

chen Zusammenhalt zu stärken, erm öglichen die Vernetzung zwischen den 'Konfession en'

sowie zwischen dem Religions- oder Ethikunterricht und den and eren Fächern. Sonderforrnen

und Mod ellprojekte in diesem Bereich sollten weitgehend aufgehoben werden , um den Schü­

lern das hier negative Gefühl zu nehmen, etwas 'Besonderes' zu sein.

Trägt der Religionsunt erricht inhaltlich dazu bei, die Identi tät der Schüler gleichzeitig zu

festigen un d zu öffnen, so kann die Diskussion um die Übernahme der Trägerschaft durch

eine Religionsgemeinschaft im Vorfeld zu einer Aktivierung derjenigen führen, die sich der

Religions gemeinschaft verbunden fühlen und für ihre Kinder diesen Un terrich t wünschen.

Dafür mu ss aber gewährleistet sein, dass die Diskussion nicht durch den Staat ode r 'neutra le'

wissenschaftlich e Institutionen dominiert wird, sondern ein Dialog zwischen Partnern ge­

führt wird . Von den Religion sgemeinsch aften kann erwartet werden, dass sie ihre eigenen

Anhänger mobili sieren und infor mieren und insbeson dere die Kind er und Jugendlichen der

Gemeinde in die Ausgestaltung des C urriculums mi teinb eziehen.

Der Titel des Essays fragt nac h der Beziehung zwische n Religion sunterricht und gesell­

schaftlich er Part izip ation. Als Konkl usion aus den von mir hier angestellten Überlegungen

lässt sich folgern: Da (Anwesen heit und Abwesenheit von) Religion ein wesentliches Gestaltungs-
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merkmal ein er G ese llsc haft darstellt und die Gestaltu ng der Gesellschaft nach heutigem Ver­

ständn is nur durch di e aktive Bet eili gung von Einzelnen und G ruppen geschehen kann, da

weiterh in d ie Bundesrepublik D eu tschlan d ein säkularer, ein der we ltanschaulichen Neutra­

lität, aber n ich t der Verhi nderung von Religiosität verpflichteter Staat ist, muss dieser Staat

Rahmen beding u ngen schatten, die es Ei nzelnen und Gruppe n realistischerweise gestatten,

d ie U msetzung ihrer religiö sen Bedürfnisse, also auch die Durchfu h rung von ko nfessio nel­

lem Re1igionsu n terr icht, en tscheidend zu gestalte n. Dieses Gestaltungsangebot dann anz u­

ne h men o de r abzulehnen, ste h t jedem und jede r frei u n d ste llt ebenfalls einen Bes tandteil

gesellschaftlicher Partizip at io n d ar.

Anmerkungen

In den bildungspolitischen Diskurs aufgenommen wurde es erstmals im Jahre 1979 in den Bundes ­

ländern Bayern und N ordrhein-Westfalen (vgl. Müller 2001: 169-171).

2 Oder ähn liche Veransta ltungen wie "Prakt ische Phi losophie", die seit 1997 an nordrhein-westfäli­
sehen Schulen unterrichtet wird.

3 Die Frage der notenrelevanten Leistungen stellt sich natürlich auch bezüglich des konfessionellen

Religionsunterrichts .

4 Der Freistaat Bayern veransta ltet in seinen Schulen islamischen Religionsunterricht auf der Grund la­

ge von Plänen, die der Staat Türke i erstell t ha t (vgl, Müller 2001: 171).

5 Eltern, die an den staatlich verantworteten Religionsunterricht gewöhnt sind , könnten sogar größe­

res Vertra uen zu diesem em pfinden als zu einem durch eine Religionsgemeinschaft veranst altet en

Unterricht (Beispiel Tü rkei).

6 Nach dem Verständnis des staatlichen Islam in der Türke i z.B. stellen die Aleviten, so man sie überhaupt

aner kennt , eine 'anatolische Form' des sunn itischen Islam dar und benö tigen som it keine gesonder­

ten Institutionen, was die Aleviten in ihre r Mehrza hl abe r ganz anders sehen (vgl. Alevilik Berlin

O kullan nda 2002).

7 Wie das neue ordentliche Fach "Türkisch anstelle einer Fremdsprache" in Nordrhein-Westfalen.

8 So unterscheidet sich die türkische Aussprac he des klassischen Arabisch, mith in auc h die Rezitation

der religiösen Texte , deutl ich von der hocharabischen Aussprache.
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OFSTED

OP

ÖPNV

OP-Rat

ÖTV
OVG

PBefG

PDS

PGA

PISA

PostG

PS

PT

Rdnr.

Ind ustriegewerkschaft Me tall

Inte rna tiona le-Grundsc hule-Lese-U ntersuch ung

Industrie- und H and elskammer

Internation al Labour Organizatio n

In tegrative s Stadten twicklungsprogram m

Info rm at ionstechnologie

Rich tlinie zur Festleg ung eines allgemeinen Rahmens für die Informatio n

und Konsult at ion der Arb eitn eh mer in der Europäischen Gemeinschaft

Intern at ionaler Währungsfonds

Kultusministerkonferenz der Länd er

Dokument der Europäisch en Kommission

Kommunistisch e Part ei D euts chl ands

Kommunistisch e Part ei Frankreich s

Lern au sgan gslagenuntersu chu ng

Lebensgestaltung - Ethik - Religion skunde

Buchstabe

Multilateral Agreement on Investm en ts

Muttersprachlicher Ergänzungsunterricht

Multilat eral Investment Gu arantee Agen cy

Mitbestimmungsgeset z

Fallzahl

N on-Governmental O rgan izat ion (Nic h tregieru ngsorganisati on/NRO )

Neue Institutionenök on omik

Neue Politische Ökonomie

Nationalso zialistische D eut sch e Arb eiterp art ei

Nordwestdeutscher Zeitungsverleger-Verein

ohne Datum

Organi sati on for Econom ic C o-Operat ion and Development (Organisati ­

on rur wirt sch aftlich e Zu sam menarbeit und Entwick lung)

O ffice fOT Standa rds in Educa tion

Orcamento Part icip at ivo (Betei ligungsha usha lt)

Öffentlicher Personen-Nahverkehr

Rat des Orcamento Participativo (Rat des Beteiligungshaushaltes)

Gewerkschaft Öffentlich e Di enste Trans po rt und Verkehr

Oberverwaltungsgerich t

Personenbefcirderungsgesetz

Parte i des Demokrati sch en Sozialis mus

People's Global Action

Pro gramme for International Student Assessment

Postgesetz

Parti Soci aliste (Sozi alistische Partei Fran kreich s)

Partido do s Trab alhadores (Brasilianisc he Arbeiterp art ei)

Randnummer



Anhang

RegG

RM
RPR
Rs.
S.
SAPMO-Barch

S-Bahn

SchwbG

SE-Richtlinie

SPD

SUD

SUD-PIT

SV

TIMSS

UA

UNICE

Ur t.

VOP
ver.di

VN

VO

VO LjA

vs.

WAZ

WTO
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Regionalisieru ngsgesetz

Reichsmark

Rassemblement pour Ja France

Rechtssach e

Satz

Stiftung Archiv der Part eien und Massenorganisat ion en der DDR im Bun­

desarc hiv

Schnellbahn

Schwerbeh inderte ngese tz

Richtlinie zur Ergänzung des Stat uts der Europäischen Aktie ngesellschaft

hin sichtlich der Beteiligung der Arb eitn ehm er

Sozialdemokratische Part ei Deuts chl and s

Solidai re Un itaire Dernocratique

Sol idaire Unitaire Dernocratique (Poste)

Schülervertretung

Third intern ationa l math ematic and science study

Unterabschnitt

Unio n des Confederationsde I' lndustrie et des Employeurs d'Europe (Un i­

on der Industrie- und Arbeiterverbände Europas)

U rteil

Verband der deutsch en Presse

Vereinte Dienstleistungsgewerkscha ft

Vereinten Natio nen

Vero rdnu ng

Verdingungsordnung für Leistungen, Teil A

versus

Westdeutsche Allgemeine Zeitung

World Trade Organization




